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Änderung der Wahlordnung beschlossen
Studentenparlament der Technischen Hochschule tagte f  *t>
Parlament der der ........... ............ ..........................(haw). Das Studentenparlament der 

Technischen Hochschule hat am Don­nerstagabend eine Initiative zu seiner Neuwahl im laufenden Sommerseme-
fnrt ^estar[,et- Bf ‘ einer Gegenstimme und drei Enthaltungen beschloß das 
Studentenparlament Änderungen zu einer Ende vergangenen Jahres verab­schiedeten Wahlordnung für Studen­
tenschaftswahlen, die allerdings we- gen rechtlicher Einwände gegen ver- 
schiedene Bestimmungen nicht rechts­kräftig geworden ist. Die Änderun­
gen die das Studentenparlament jetzt beschlossen hat, sollen eine Wahl jm laufenden Semester ermöglichen.
JNa S s deL ? 1mDeZeinber E u g e n e n  Jahres beschlossenen Wahlordnungsoll ieder Student bei seiner Rückmel- 
cung eine Erklärung abgeben, in wel- cher Fachschaft er seine Vertreter in 
das Studentenparlament wählen will Dazu erklärte AStA-Mitglied Wolf­
gang Reinert die Pflicht von TH-Präsi- dent Bohme wäre es gewesen -  hät­te er im Interesse d*r verfaßten Stu­
dentenschaft handeln wollen -  dafür 
zu sorgen daß alle wahlberechtigten 
“ "  ei lhrer Rückmeldung eine 
Obwohl ES f UnR ,.abße^eben hätten.Obwohl Bohme dies selbstverständ- >ch gewußt habe, habe er nichts un- 
ernommen. Aus diesem Grunde müs-

selbst die Art und Weise der Erstellung des Wähler­verzeichnisses neu regeln, um Wahlen 
im Sommersemester überhaupt mög­lich zu machen.

beschlossenen Änderung der Wahlordnung soll jeder nicht be­urlaubte Student „im allgemeinen in 
derjenigen Fachschaft aktiv und pas­siv wahlberechtigt“ sein, in der er bei

der Rückmeldung sein passives Wahl­recht zur Fachbereichskonferenz (einem Hochschulorgan, also keinem 
Organ der Studentenschaft) erklärt hat. Unter bestimmten Voraussetzun­gen kann der Student durch eine Er­klärung auf einem Formblatt sein pas­sives und aktives Wahlrecht in einer anderen Fachschaft erklären.

Das Studentenparlament verabschie­dete gleichzeitig einen Terminplan für 
die Studentenschaftswahlen, nach dem bereits am Donnerstag kommen­
der Woche das Wählerverzeichnis of­fengelegt werden soll. Die Wahl ist für den 6. Juni vorgesehen. Der Ter­minplan wird sich, das wurde ebenso 
klar allerdings nicht einhalten lassen. Nach den gesetzlichen Bestimmungen hat die Hochschulverwaltung für die 
Studentenparlamentwahlen das Wäh­lerverzeichnis zu erstellen. Dies solle jetzt, so war vom AStA zu hören, in 
die Wege geleitet werden. Der jetzige 
Versuch des Studentenparlaments, zu Neuwahlen zu kommen, ist auf dein 
Hintergrund des seit Jahren schwelen­
den Konflikts um die Studenten­schaftssatzung und um die Wahlord­
nung zum Studentenparlament zu se­hen.
Die Vertretung der Studentenschaft hat in ihrer Sitzung beschlossen, an den Rechtshilfefonds des AStA der 
Frankfurter Universität 200 DM zu 
überweisen, „um die Solidarität mit den Frankfurter Genossen zu doku­mentieren und den gerechten Kampf 
gegen die Maßnahmen des Magistrats 
zu unterstützen.“ Es geht dabei um 
die Auseinandersetzungen im Zusam­menhang mit der Räumung des Hau­ses Kettenhofweg 51 in Frankfurt.

In einer Resolution ruft das Studenten­
parlament alle Studierenden der THD 
auf* ,,sicb an der Solidaritätsbewe-
ÜSSn fär t Freiheit-und Demokratie für das griechische
schlußZhP S e,liRen“* Im Parlamentsbe- schluß he ßt es u. a., sechs Jahre nach
der Machtergreifung der Obristen lerrschten in Griechenland Willkür 
und Terror. Verhaftungen und Folte- 
rungen seien an der Tagesordnung Die Junta die keine Basis im griechi’ sehen Volk habe, das für UnThän 
gißkeit, demokratische Rechte und Freiheit kämpfe, könne sich nur 
durch „ausländisches Kapital unt*r 
stutzt durch die Anwesenheit ameri' 
NATo T * TrUppen und andauernder 
hattlm ntl°nen“ 3n der Macbt 
In einem weiteren Beschluß setzt sich 
das Studentenparlament für die unbe fristete Weiterbeschäftigung der zehn Merck-Lehrlinge ein, die nach ihrer Ausbildung von Merck nicht in efn 
Arbeitsverhältnis übernommen wer­den sollen oder denen nur eine befri 
stete Weiterbeschäftigung angeboten" werden soll. Solche Maßnahmen d S  ten „einzig und allein dem Ziel je-
sche dn n 7 ein ReCih t, auf freie pp™ ' gunn ind / ewerkschaftliche Betäti- gmg m Anspruch nimmt, einzu- schuch ern und politisch zu diszipli­nieren.“ Henner Pingel vom MSB Spartakus hatte dem AStA in diesem Zusammenhang vorgeworfen, versagt 
zu haben, da er sich nicht eingereiht 
^?be 'n idl? Boüdaritätsbewegung für die Merck-Lehrlinge. In der gleichen Resolution fordert das Darmstädter 
Studentenparlament auch die Wieder- einstellung der beiden Dietzenbacher Lehrer Bayerle und Katarski.


